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Bonn, den 4. August 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung des Status der 
Beamten der Europäischen Gemeinschaften zugunsten der- 
jenigen Beamten, die deportiert oder als ehemalige Wider- 
standskämpfer interniert und Opfer nationalsozialistischen 
und faschistischen Unrechts, gewesen sind. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Euro- 
päischen Gerichtshofs zu dem genannten Kommissionsvorschlag 
ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck: Buckdruckerei R. Madel, Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/3692 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung des Status der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften zugunsten derjenigen Beamten, die deportiert 
oder als ehemalige Widerstandskämpfer interniert und Opfer 
nationalsozialistischen und faschistischen Unrechts 
gewesen sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Statutsbeirats, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Gerichtshofs der Euro- 
päischen Gemeinschaften, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Statut der Beamten der Europäischen Gemein- 
schaften bestimmt sich nach den Vorschriften der 
Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) Nr. 259/68 
des Rates vom 29. Februar 1968 zur Festlegung des 
Statuts der Beamten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten und der Beschäftigungsbedingungen für die son- 
stigen Bediensteten dieser Gemeinschaften sowie 
zur Einführung von Sondermaßnahmen, die vor- 
übergehend auf die Beamten der Kommission an- 
wendbar sind^), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung Nr des Rates“); es erscheint zweck- 

mäßig, in das Statut gewisse Bestimmungen zugun- 
sten derjenigen Beamten aufzunehmen, die wegen 
ihrer politischen Überzeugung, aus Gründen der 
Rasse, des Glaubens oder der Weltanschauung inter- 
niert oder deportiert worden sind und hierdurch 
einen Schaden an Körper oder Gesundheit erlitten 
haben; 

es empfiehlt sich deshalb, die Bestimmungen die- 
ses Statuts zu ändern - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Das Statut der Beamten der Europäischen Gemein- 
schaften wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 72 

Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung: 

„2. Auf den Beamten, der bis zu seinem 60. Lebens- 
jahr im Dienste der Gemeinschaften verblieben ist, 
und den ehemaligen Beamten, der ein Ruhegehalt 


wegen Dienstunfähigkeit oder ein nach dem Dienst- 
alter bemessenes Ruhegehalt bezieht, findet, wenn 
er ehemaliger Deportierter ist oder als vom Natio- 
nalsozialismus oder Faschismus verfolgter Wider- 
standskämpfer interniert war, Absatz 1 auch nach 
seinem Ausscheiden aus dem Dienst Anwendung. 
Der Berechnung des Beitrags wird das Ruhegehalt 
zugrunde gelegt.'' 

2. Artikel 72 a 

Nach Artikel 72 wird ein Artikel 72 a mit folgendem 
Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 72 a 

Der Beamte oder der ehemalige Beamte, der ein 
Ruhegehalt zu Lasten der Gemeinschaften bezieht, 
hat, wenn er ehemaliger Deportierter ist oder als 
vom Nationalsozialismus oder Faschismus verfolg- 
ter Widerstandskämpfer interniert war und nach 
dem Recht eines der Mitgliedstaaten auf Grund der 
hierdurch erlittenen Schäden an Körper oder Ge- 
sundheit als vermindert erwerbsfähig anerkannt ist, 
sofern er nicht bereits eine kostenlose Behandlung 
genießt, Anspruch auf völlige Erstattung der als 
Folge der Deportation oder Internierung entstan- 
denen Krankheitskosten. 

Der Unterschiedsbetrag zwischen der Erstattung 
gemäß Absatz 1 und der vollständigen Erstattung 
wird aus dem Haushaltsplan aufgebracht." 

3. Artikel 77 a 

Nach Artikel 77 wird ein Artikel 77 a mit folgendem 
Wortlaut eingefügt: 

„Artikel 77 a 

Durch besondere Verfügung der Anstellungsbehörde 
wird dem Beamten, der ehemaliger Deportierter ist 
oder als vom Nationalsozialismus oder Faschismus 
verfolgter Widerstandskämpfer interniert war, nach 
Stellungnahme eines hierzu vorgesehenen paritä- 
tischen Ausschusses bei der Bestimmung seiner 
Ruhegehaltsansprüche die in Haft oder Deportation 

P Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . 
vom . . . , S. . . 
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verbrachte und nach dem Recht der Mitgliedstaaten 1 „Artikel 9 a 


anerkannte Zeit mit einem Zuschlag von 6 Monaten 
doppelt angerechnet, sofern sein Ruhegehaltsan- 
spruch aus diesem Grunde nicht bereits nach dem 
Recht eines Mitgliedstaates erhöht wurde. Der im 
vorhergehenden Unterabsatz vorgesehene Zuschlag 
darf bei Beamten mit einer entweder nach einzel- 
staatlichem Recht oder in Ermangelung dessen, von 
einer besonderen Ärztekommission anerkannten 
Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 
50 V. H. nicht weniger als 5 Jahre betragen. 

4. Anhang VIII - Artikel 13 

Nach Buchstabe b) wird ein Buchstabe c) mit folgen- 
dem Wortlaut eingefügt: 

„c) die Zeiträume nach Artikel 77 a des Statuts." 

Der jetzige Buchstabe c) wird Buchstabe d). 

5. Anhang VIII - Artikel 9 a 

Nach Artikel 9 wird ein neuer Artikel 9 a mit fol- 
gendem Wortlaut eingefügt: 


Die im zweiten Gedankenstrich von Artikel 9 dieses 
Anhangs vorgesehene Kürzung des nach dem Dienst- 
alter bemessenen Ruhegehalts gilt nicht für Beamte 
mit einer entweder nach einzelstaatlichem Recht 
oder in Ermangelung dessen von einer besonderen 
Ärztekommission anerkannten Dienstunfähigkeit 
von mindestens 50 v. H., auf die Artikel 77 a des 
Statuts Anwendung findet." 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Mit Schreiben vom 22. Oktober 1969 haben Beamte 
des Europäischen Parlaments, des Generalsekreta- 
riats des Rates und Kommission im Namen ihrer 
Kollegen, die deportiert oder als ehemalige Wider- 
standskämpfer interniert waren, an den Präsidenten 
der Kommission das Gesuch gerichtet, man solle in 
das Beamtenstatut einige Sonderbestimmungen zu- 
gunsten der Beamten einfügen, die ehemalige Depor- 
tierte sind. 

Nach eingehender Prüfung dieses Gesuchs und nach 
Stellungnahme des Statutsbeirats schlägt die Kom- 
mission vor, einige Statutsänderungen zugunsten 
dieser Beamten vorzunehmen. Es erscheint nämlidi 
vollauf gerechtfertigt, denjenigen Beamten, die unter 
den in dem Vorschlag genannten Bedingungen Opfer 
von Deportationen oder Internierungen waren, ge- 
wisse - übrigens sehr begrenzte •- Vorteile auf dem 
Gebiet der Krankenversicherung und der Versor- 
gungsregelung zu gewähren. 

Im einzelnen handelt es sich dabei um folgende Maß- 
nahmen: 

1. Artikel 72 

Es wird zugunsten dieser Beamten vorgeschlagen, 
die Krankenversicherung auch für Ruhegehaltsemp- 
fänger zu decken, die vor Vollendung des 60. Lebens- 
jahres aus dem Dienst ausgeschieden sind. Oft müs- 
sen diese Personen nämlich wegen ihres Gesund- 
heitszustands bereits vor Erreichung des normalen 
Rentenalters aus dem aktiven Dienst ausscheiden. 
Ferner wird daran erinnert, daß die Kommission in 
ihrem Revisionsvorschlag vom 28. März 1969 bean- 
tragt hat, die Krankenversicherung allgemein für 
alle Ruhegehaltsempfänger zu decken, unabhängig 
von dem Alter, in dem der Betreffende aus dem 
Dienst ausgeschieden ist. 


11. Artikel 72 a 

Es wird vorgesehen, daß die genannten Personen, 
sofern sie nach einzelstaatlichem Recht als dienst- 
unfähig anerkannt sind Anspruch auf kostenlose 
Behandlung haben, es sei denn, daß ihnen diese 
bereits anderweit zuteil wird. 

Es erscheint ganz normal, daß die Ausgaben für 
diese Sondermaßnahme vom Haushaltsplan und nicht 
vom Krankheitsfürsorgesystem getragen werden. 


IIL Artikel 77 a 

Es steht fest, daß die genannten Personen wegen 
ihres Gesundheitszustands sehr oft vor Erreichung 
des normalen Rentenalters aus dem aktiven Dienst 
ausscheiden müssen. Bei der Festlegung der Ruhe- 
gehaltsansprüche ist dies daher zu berücksichtigen, 
und es ist ein Zuschlag zu diesen Ansprüchen im 
Verhältnis zu dem erlittenen Schaden vorzusehen. 


IV. Anhang VIII, Artikel 9 a 

Aus den bereits im vorhergehenden Punkt darge- 
legten Gründen erscheint es angemessen, die in die- 
sem Artikel vorgesehene Kürzung der Ruhegehalts- 
ansprüche nicht anzuwenden, wenn eine der genann- 
ten Personen mit einer anerkannten Dienstunfähig- 
keit von mindestens 50 v. H. vor Vollendung des 60. 
Lebensjahres in den Ruhestand treten muß. 
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